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Postulat Schuler Josef und Mit. iiber die Aktualisierung der Brand-
schutzvorschriften bei Asylunterkiinften

Gegenwartig (Stand 30. April 2019) befinden sich in der Zustandigkeit des Kantons Luzern
insgesamt 4'359 Personen aus dem Asyl- und Flichtlingsbereich. Davon sind 453 Personen
im Zentrenbereich und 1'680 Personen in vom Kanton angemieteten Wohnungen unterge-
bracht. Die restlichen Asylsuchenden befinden sich in eigenstandig abgeschlossenen Miet-
verhaltnissen.

Im Dezember 2015 hat das Interkantonale Organ zum Abbau technischer Handelshemm-
nisse (IOTH) erstmals beschlossen, die Brandschutzvorschriften im Bereich der temporaren
Unterbringung von Asylsuchenden zu lockern. Der erste, bis 31. Dezember 2017 befristete
Beschluss wurde am 3. Marz 2017 bis 31. Dezember 2019 verlangert. Angesichts der sin-
kenden Zahlen im Asylbereich wird eine Verlangerung der Ausnahmebewilligungen voraus-
sichtlich nicht erforderlich sein.

Grundsatzlich werden Asylunterkiinfte wie Beherbergungsbetriebe — beispielsweise Hotels
oder Heime — beurteilt. Dort sind strengere Vorschriften anzuwenden als bei einer Wohnnut-
zung. Mit dem Beschluss des IOTH wurde ein Mittelweg zwischen Beherbergungs- und
Wohnanforderungen gewahlt.

Unter anderem gewahrte das IOTH folgende Erleichterungen:

- Hohere zulassige Belegung in Zivilschutzanlagen, kompensiert mit einer Brandmeldean-
lage oder einer Dauerwache durch mindestens zwei Personen ab einer Belegung von 50
Personen;

- Zusammenfassung von Raumen ohne Brandabschnitte zu einer Nutzungseinheit bei Un-
terbringung von Asylsuchenden in Buro- und Gewerbebauten, mit Installation einer
Brandmeldeanlage oder einer Dauerwache bei einer Belegung Uber 100 Personen pro
Liegenschaft;

- In Wohnbauten dirfen bis 100 Asylsuchende pro Liegenschaft untergebracht werden
ohne Installation einer Brandmeldeanlage. Bei mehr als 100 Personen wird eine Brand-
meldeanlage oder Dauerwache erforderlich (Beherbergungsbetriebe: Brandmeldeanlage
ab 30 respektive 50 Gasten).

Aus dieser Aufzahlung ist ersichtlich, dass bei einer Unterbringung von Asylsuchenden in

Wohngebauden die Anforderungen bezlglich Brandschutz auch nach den vom IOTH ge-
wahrten Erleichterungen mindestens gleich, ab 100 Personen sogar hoher sind als bei einer
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«normalen» Wohnnutzung. Fur eine Wohnnutzung wird bei korrektem baulichen Brandschutz
nie eine Brandmeldeanlage vorgeschrieben. Es ist deshalb nicht zutreffend, im Zusammen-
hang mit dem Brandereignis in Solothurn von gelockerten Brandschutzvorschriften in Wohn-
bauten zu sprechen.

Was jedoch zutrifft ist die Erkenntnis, dass sich Asylsuchende im Brandfall falsch verhalten
kénnen, da in anderen Kulturen die Gebaude nicht mit den gleichen Brandschutzmassnah-
men versehen sind. In diesem Bereich sind die Betreuer von Asylsuchenden gefordert, das
richtige Verhalten im Brandfall zu vermitteln (Alarmieren, Retten, Loschen). Aktuell werden
die Asylsuchenden beim Eintritt in ein Durchgangszentrum mit dem Thema Brandschutz ver-
traut gemacht und es werden gemeinsam mit der Feuerwehr auch Ubungen durchgefiihrt.
Bei einer Wohnungsplatzierung werden die Asylsuchenden beziglich Fluchtwege, Standort
von Loscheinrichtungen oder die Funktionsweise von Rauchwarnmeldern spezifisch instru-
iert. Zusatzlich wird vor der Nutzung eines neuen Objekts jeweils auch abgeklart, wie es um
den Brandschutz bestellt ist und ob allenfalls Rauchwarnmelder oder andere Sicherheitsein-
richtungen installiert werden mussen.

Diese Sensibilisierung und die Prifung der Wohnobjekte sind in der Praxis verankert. Wir
nehmen diesen Auftrag aus dem Postulat entgegen und priifen, in welchen Bereichen noch
weiteres Verbesserungspotenzial vorhanden ist. Aktuell findet durch die Abteilung Wohnbe-
gleitung der Dienststelle Asyl- und Fliichtlingswesen bereits eine systematische Uberpriifung
samtlicher Mietobjekte statt. Bei Bedarf werden gemass den Empfehlungen der Gebaudever-
sicherung Luzern Rauchwarnmelder montiert respektive im Einzelfall auch Léschdecken im
Klchenbereich platziert.

Wie eingangs erwahnt, sollen die Erleichterungen des IOTH mit grésster Wahrscheinlichkeit
per Ende 2019 auslaufen und somit wieder die Brandschutzvorschriften von 2015 gelten.
Demzufolge eriibrigt sich ein aktives Handeln des Kantons Luzern in dieser Sache.

Im Sinne dieser Ausflihrungen beantragen wir, das Postulat teilweise erheblich zu erklaren.
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		Postulat Schuler Josef und Mit. über die Aktualisierung der Brandschutzvorschriften bei Asylunterkünften









Gegenwärtig (Stand 30. April 2019) befinden sich in der Zuständigkeit des Kantons Luzern insgesamt 4'359 Personen aus dem Asyl- und Flüchtlingsbereich. Davon sind 453 Personen im Zentrenbereich und 1'680 Personen in vom Kanton angemieteten Wohnungen untergebracht. Die restlichen Asylsuchenden befinden sich in eigenständig abgeschlossenen Mietverhältnissen.



Im Dezember 2015 hat das Interkantonale Organ zum Abbau technischer Handelshemmnisse (IOTH) erstmals beschlossen, die Brandschutzvorschriften im Bereich der temporären Unterbringung von Asylsuchenden zu lockern. Der erste, bis 31. Dezember 2017 befristete Beschluss wurde am 3. März 2017 bis 31. Dezember 2019 verlängert. Angesichts der sinkenden Zahlen im Asylbereich wird eine Verlängerung der Ausnahmebewilligungen voraussichtlich nicht erforderlich sein.



Grundsätzlich werden Asylunterkünfte wie Beherbergungsbetriebe – beispielsweise Hotels oder Heime – beurteilt. Dort sind strengere Vorschriften anzuwenden als bei einer Wohnnutzung. Mit dem Beschluss des IOTH wurde ein Mittelweg zwischen Beherbergungs- und Wohnanforderungen gewählt.

Unter anderem gewährte das IOTH folgende Erleichterungen:

· Höhere zulässige Belegung in Zivilschutzanlagen, kompensiert mit einer Brandmeldeanlage oder einer Dauerwache durch mindestens zwei Personen ab einer Belegung von 50 Personen;

· Zusammenfassung von Räumen ohne Brandabschnitte zu einer Nutzungseinheit bei Unterbringung von Asylsuchenden in Büro- und Gewerbebauten, mit Installation einer Brandmeldeanlage oder einer Dauerwache bei einer Belegung über 100 Personen pro Liegenschaft;

· In Wohnbauten dürfen bis 100 Asylsuchende pro Liegenschaft untergebracht werden ohne Installation einer Brandmeldeanlage. Bei mehr als 100 Personen wird eine Brandmeldeanlage oder Dauerwache erforderlich (Beherbergungsbetriebe: Brandmeldeanlage ab 30 respektive 50 Gästen).



Aus dieser Aufzählung ist ersichtlich, dass bei einer Unterbringung von Asylsuchenden in Wohngebäuden die Anforderungen bezüglich Brandschutz auch nach den vom IOTH gewährten Erleichterungen mindestens gleich, ab 100 Personen sogar höher sind als bei einer «normalen» Wohnnutzung. Für eine Wohnnutzung wird bei korrektem baulichen Brandschutz nie eine Brandmeldeanlage vorgeschrieben. Es ist deshalb nicht zutreffend, im Zusammenhang mit dem Brandereignis in Solothurn von gelockerten Brandschutzvorschriften in Wohnbauten zu sprechen.



Was jedoch zutrifft ist die Erkenntnis, dass sich Asylsuchende im Brandfall falsch verhalten können, da in anderen Kulturen die Gebäude nicht mit den gleichen Brandschutzmassnahmen versehen sind. In diesem Bereich sind die Betreuer von Asylsuchenden gefordert, das richtige Verhalten im Brandfall zu vermitteln (Alarmieren, Retten, Löschen). Aktuell werden die Asylsuchenden beim Eintritt in ein Durchgangszentrum mit dem Thema Brandschutz vertraut gemacht und es werden gemeinsam mit der Feuerwehr auch Übungen durchgeführt. Bei einer Wohnungsplatzierung werden die Asylsuchenden bezüglich Fluchtwege, Standort von Löscheinrichtungen oder die Funktionsweise von Rauchwarnmeldern spezifisch instruiert. Zusätzlich wird vor der Nutzung eines neuen Objekts jeweils auch abgeklärt, wie es um den Brandschutz bestellt ist und ob allenfalls Rauchwarnmelder oder andere Sicherheitseinrichtungen installiert werden müssen.



Diese Sensibilisierung und die Prüfung der Wohnobjekte sind in der Praxis verankert. Wir nehmen diesen Auftrag aus dem Postulat entgegen und prüfen, in welchen Bereichen noch weiteres Verbesserungspotenzial vorhanden ist. Aktuell findet durch die Abteilung Wohnbegleitung der Dienststelle Asyl- und Flüchtlingswesen bereits eine systematische Überprüfung sämtlicher Mietobjekte statt. Bei Bedarf werden gemäss den Empfehlungen der Gebäudeversicherung Luzern Rauchwarnmelder montiert respektive im Einzelfall auch Löschdecken im Küchenbereich platziert.



Wie eingangs erwähnt, sollen die Erleichterungen des IOTH mit grösster Wahrscheinlichkeit per Ende 2019 auslaufen und somit wieder die Brandschutzvorschriften von 2015 gelten. Demzufolge erübrigt sich ein aktives Handeln des Kantons Luzern in dieser Sache.
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Im Sinne dieser Ausführungen beantragen wir, das Postulat teilweise erheblich zu erklären.
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